
 

 

2. Änderungssatzung zur Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung  

- Abwassersatzung - der Großen Kreisstadt Villingen-Schwenningen 

Aufgrund von § 46 Abs. 4 und 5 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (WG) und der 

§§ 4, 11 und 142 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und der §§ 2, 13, 

14, 17, 20, 29 und 42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) in der 

jeweils gültigen Fassung, hat der Gemeinderat in seiner Sitzung vom 11. März 2026 folgende 

Satzungsänderung beschlossen: 

Die Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung - Abwassersatzung -  
vom 22.03.2023, in der Fassung vom 18.12.2024 wird wie folgt geändert: 

§1 

In § 41 Absatz 1 wird die Angabe „2,06 €" durch die Angabe „2,19 €" ersetzt. 

 

§2 

In § 41 Absatz 2 wird die Angabe „0,48 €" durch die Angabe „0,46 €" ersetzt. 

 

 §3 

In § 41 Absatz 3 wird die Angabe „51,50 €" durch die Angabe „54,75 €" ersetzt. 

 

§ 4  

Die Änderungssatzung tritt zum 01.04.2026 in Kraft.  

 

 

Villingen-Schwenningen, 11.03.2026 

 

 

Gez. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Jürgen Roth  

Oberbürgermeister 

 

 

Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO: 

Sollte die vorstehende Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 

Baden-Württemberg (GemO) oder auf Grund der GemO zu Stande gekommen sein, gilt sie ein Jahr nach der 

Bekanntmachung als von Anfang an gültig zu Stande gekommen.  

 

Dies gilt nicht, wenn 

1. die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung  

der Satzung verletzt worden sind, oder wenn 

2. der Oberbürgermeister dem Beschluss des Gemeinderates nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit 

widersprochen hat oder wenn vor Ablauf eines Jahres nach der Bekanntmachung die Rechtsaufsichtsbehörde den 

Beschluss beanstandet hat oder die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Stadt Villingen-

Schwenningen unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich oder elektronisch 

geltend gemacht worden ist. 

 

Ist eine Verletzung nach der vorstehenden Nr. 2 geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 

genannten Jahresfrist jedermann diese Verletzung geltend machen. 

 

Bereitstellungstag: 17.03.2026 
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